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Hitchcoö strebt
Zeitungsraten

, werden erhöht
,

Die Neklamefpaltk in den Zeit
gcn wnde beschränkt, um Pa

pi z sparen.

setzcS indirekt einräumten, dah sie

nur die jetzige Zeit nicht für die

zur Durchführung desselben passende
hielten. Die Legislatur sei anderer
Meinung gewesen, und da die Le

gislatur die Körperschaft "sei. welche
über den Zeitpunkt, wann eine einen Ausgleich an

DerKrozeMen
das ssiangesch

Zm Stacts-Gbergeric- ht von Nebraslm wurde am
ZNontag dies ungerechte Sprachgesetz von

sttnf Anwälten förmlich zerpslllckt.

Die Entscheidung des Gerichts erfolgt später.

will die Befürworter milder Einwände zu seiner
Ansicht bekehren; wtlson's Drohungen

werben nicht ernst genommen.

Abstimmung wird nächsten Donnerstag erwartet.

zwar nicht behaupten,, daß die Pri-beschul- en

die Brutstätten von Auf-lchnu-

seien, die in den letzten Iah
ren in Nebraska ihr Haupt erhoben
hätte auZ, den privatschulen, die
ihren Unterricht in' fremder Sprache
erteilen,, hervorgegangen fei.' Da
durch, daß die Lutheraner einräum-tc.- i,

in nur zehn Prozent ihrer Schu-
len ausschließlich . in der englischen
Sprache zu unterrichten, bezeugten sie

selbst, daß es ihnen mit der Durch,
fühnmg ihres Progranunö, sich der
fremden Sprache zu entledigen, so
bald sie .nicht mehr absolut notwen-

dig seien, überhaupt nicht ernst sei.
Im Uebrigen bestreik er alle Ein
Wendungen der. Kläger, hinsichtlich
der Beschränkung der Rcligionsfrci.
heit, der. Entwertung ihres Eigen
tuvis und der Eingriffe des Staates
in die erzieherischen Rechte der El
tern als völlig unbegründet, lächer-
lich und unsinnig. Dadurch, daß die
Kirchenschulen nicht nur Religion,
sondern auch alle weltlichen Fächer
in 'einer fremden Sprache lehrten,
sei es dahin gekoinmen. daß der Ame,
rikaner keine Rechte iin eigenen Lan
de mehr genieße. In der Abfassung
des Gesetzes habe die Legislatur ein
fach 'dem Valkswillen gehorcht, der
eine Regulierung unstatthafter Zu
stände gebieterisch verlangt habe.
Der Religionsunterricht sei häusliche
Unterweisung und die Sonntags-schul- e

vollständig aisreichend.
A. F. Müllen von Omaha wies

die Argunrcnte des .Herrn Byrum als

Befürworter milder Einwände"
sind dieser Ansicht. Von anderen aber
heißt es. daß sie mit Senator Hitch.
rock konferieren, um eine - Verstände
gung zu erzielen. Gcrüchtweise der
lautet, daß Hitchcock sich mit den inei.
sten Einwänden Lodge's einverstan
den erklären wird, und daß sich jene
sieben oder . acht Republikaner, die
das Zünglein der Wage in der Hand
haben, sich ihm anschließen und daö
Vorwort streichen werden. welchem

gemäß sich drei alliierte Mächte vcr

pflichten .müssen, den Frledensver
trag in veränderter . Form anzuer
kennen. Möglicherweise können diese

sieben oder acht Republikaner' auch

veranlaßt werden, die Einwände zu
Artikel zehn abzuweisen und

'

dafür
weniger .drastische, anzunehnien.

'

Republikanische Senatoren erklä-

ren, daß die gegenwärtig im Wer-de- n

befindlicheRatifikationsresoluti on
bis' morgen fertig gestellt sein wird,
so daß die .Abstimmung möglicher
weife am Donnerstag vorgenommen
werden kann. .Der Auslegung der

Scnatsregeln gemäß muß die Re-

solution nach ihre? Fertigstellung ei,
nen Tag überliegen. -

ihrer Väter zu rauben, bedeute, den
Keim des Patriotismus in ihrem
Herzen zu ersticken. .

Ausführnngen des Nichter Post.
Der nächste Anwalt, der Kläger.

A. M. Post, erklärte, dak er per.
Änlich die Beweggründe der Legis
latur für die Abfassung die Siman.
Gesetzes nicht in Frage stelle. Aber
eö sei ein Mißgriff, ein Fehler, eine

gesetzgeberische Travestie, die unter
der Flagge des falschen Amcrikanis.
mnS.scgels7 Das Siman'Gcsctz sei

ein Eingriff in das natürliche und
bcrfassungsmäkige Recht der Eltern,
für die Befriedigung , der intcllck
tuellen und religiösen Bedürfnisse
ihrer Kinder zu sorgn. Der ein

zige Grund für die Gültigkeit eines
solchen Gesetzes könne darin gesucht

werden, das; es eine Gefahr von
der Republik abwende. Dafz die

Sprache, welche von dem Haupt der
katholischen Kirche geredet werde,
oder die Sprache, in der Luther die
Fundamente des Protestantismus
lehrte, eine solche Gefahr nicht in
sich trage, vermöge er nicht einzu
sehen. Sei es für die Legislatur des
Staates Nebraska geboten, die Si
cherheit der Republik durch Verbieten
einer Sprache wie der deutschen zu
fördern, dann habe NeuMexiko die
Pflicht, das Spanische als Unter
richtssprache abzuschaffen, und doch

fei das Spanische in Neu.Meriko auf
gesetzlichem Wege fast auf gleicher

mehr --für die Galerie als für den
Gerichtshof bestimmt, zurück. Er
setzte die .' verderblichen Wirkungen
des Sinmnesetzes, soweit sie seinen

SM?ÄÄiTO;äS5Snscher als die jungen Scanner !en
Billiardsäle t und die

Lincoln, Kefir.,. 18. Nov. Ge-

stern wurde im Obergericht des

Staates Ncbraska zu Lincoln die

Berufung der deutschen Lutheraner
der Missouri und Iowa Synode der

polnischen und böhmischen Katholiken

und der dänischen Lutheraner, wel-

che sowohl als Kirchengcmcinschaften
als auch durch einzelne Zugehörige
vertreten , waren, verhandelt, die

das sogenannte Simangcsetz wegen

seiner direkten und indirekten Ein

, griffe in die verfassungsmäfjigcn
Rechte der Bürger auf freie und un

gehinderte Religionsausübung und
die unverauszerlichen Rechte der El
tern auf religiöse und moralische Er.
zichung der Kinder für verfassungs.

widrig nschcn. Das Gesetz bestimmt,

daß niemand, weder als Lehrer noch

persönlich, in irgend einer Privat.,
Kirchen, Parochial. oder Volksschule,

irgend ein Fach in einer anderen

Sprache als der englischen lehren
darf;-das- ; fremde Sprachen nur als
solche gelehrt werden dürfen, nach,

dein der Schüler gcmäf; Zeugnis des

betreffenden Countysuperintendcnten
das Ziel des 8. Grades erreicht ha.
be, und das; Ucbertrctcr irgend wel.
cher Bestimmungen dieses Gesetzes

eines Vergehens für schuldig besam-de- n

und zur Erlegung einer Geld'
strafe von $25 bis $100 oder zur

.Vcrbüßung einer Haft von nicht

mehr als 80 Tagen verurteilt wer.
den sollen.

Die Apvellanten wurden durch

die folgenden Advokaten vertreten:
L. Albert, Columbus: A. M.

Post, .Colmnbus; . A.' F. Müller,
, Omaha: J.'T. Votava. Omaha., und
' I. Würzburg. Lincoln.

I. L. Albert eröffnete das Ge.
fccht; mit dem Hinweis darauf, dab
das Swdium und Erlernen fremder

Sprachen nicht nur eine unschädliche,
sondern eine nützliche, lobenswerte
Beschäftigung sei, welche zum Er
greifen gereifter Bcrufszweige ge.
rädern notwcndia sei. Er erinnere

Uiur on den Priester, den Rabbi.

yixi Verbot, Religion in einer frem.

.'j Sprache zu lehren, sei ein verfas

!:gswidriger Eingriff nicht nur in
g Recht der freien Religionsaus

,iung, sondern auch eine Beschrän

?ng gegen den freien Gebrauch von

Eigentum seitens der Besitzer. Ein
'.ilchcs Ausnahmegesetz ließe, sich nur

'urch eine aus dem Lehren fremder
i -- brachen erwachsende Gefahr sik
die allgemeine Wohlfahrt rcchtfcrti
i czen. Eine solche Gefahr vermöge er
knickt u erkennen. Eine solche Ge

Ersatz sür versenkte !

deutsche . Flotte z

r ',',: ,
i

, Paris. 17. Nov. Der oberste Rat :

der Friedenskonferenz ,

den., daß. deutMe Oeldampfer als
Teilersatz für die versenkte deutsche i

Flotte nach dem' britischen Hafen
Firth of Forth befördert werden ;

müssen und 'zwar unter-- Eskort bri -

W,er Kriegsschiffe. ' ?"

' Berlin, 17. Nov. Kanzler Bauer .

erklärte, die deutsche' Rcgiemng, sei l

nicht für. Vernichtung der, deutschen

Flotte verantwortlich, eine Tat, wo '
rauf die Alliierten neue Forderun ?

gen gründeten. Admiral Reuter habe l
die Versenkung dieser Schiffe auf ei

gcne Faust und Verantwortung be

fohlen.' Die deutschen Schiffe feien ;

nicht, wie das im Waffenstillstands f

vertrag vorgesehen war. in einem

neutralen Hafen gewesen, sondern

auf britischen Befehl nach Scapa '

Flow gebracht worden. England habe

die Aufsicht über die Flotte geführt j.

und die Regierung in Berlin habe

nicht mit dieser Flotte m Bervin- - k

dung treten können. Hätten fich die

Schiffe in einem neutralen Hafen
befunden, dann hätte die Behaup
w.ng, die' deutsche Regienmg sei sür k

die Vernichtung verantwortlich, eine

geiuisse Wahrscheinlichkeit für sich ge--

habt. Im Uebrigen hätten die Briten s
selbst ihre Nachlässigkeit zugestanden.

' Schnkidkr'Guggcnlnos.
Der bekannte hiesige Zigarren-fabrika- nt

.Richard Schneider und

Frl. Marie Guggenmos reichten sich

die Hand zum Lebensbunde. Möge
derselbe ein recht glücklicher sein. -

Die Wahlen in Frankreich.

Paris, 17. Nov. Wahlberichte
aus 27 Distrikten lassen erkennen,
daß die Republikaner 10. die Pro
gressivcn "9 und die Liberalen 10
Sitze gewonnen haben. . Die .Radika-

len haben bis jetzt 17 und die So
zialisten 10 Sitze verloren.

Paiigcrmankn gegen Wilson.
Berlin. 17. Nov. Letzten Sams.

tag zog ein Menschenhaufe vor das
Gebäude, m welchem stch früher die
amerikanische Botschaft befand, und
schrie: Nieder mit Wuson.
Polizei schritt ein und trieb die
Ruhestörer auseinander.

NletterberZcht

Maßregel nötig werde, zu entschelden
habe, so werde der Gerichtshof den
Beschluß der Legislatur bestätigen
müssen. Die Kläger bestrittcn .nicht
die Berechtigung der Legislatur, die

Schulpflicht einzuführen, . also hät-
ten sie auch kein Recht, die Lcgisla
tur in der Festsetzung dessen zu

was dieselbe' als dem

allgemeinen Besten ' dienlichsten
ansehe. Wo daS

allgemeine Wohl in 'Frage komme,
hätten die Wünsche des Einzelnen
zu schweigen. Die Mehrzahl der
Kläger seien Korporationen, die ihre
Existenzberechtigung dem Staate zu
verdanken hätten. Als Geschöpfe des

Staates hätten fie keine weitere Be
rechtigung zur Ausübung der Lehr
Eiligkeit, als ihnen der Staat an
vertraut hätte. Daher müßten Kir
chcngcmeinschaftler in ihrer Eigensc-

haft-als unter den Staatsgesetzen
organisierte Körperschaften in Aus
Übung einer staatlichen Funktion,
wie sie das Lehramt sei. sich anch
den von der Staatslcgislatur

Vorschriften richten. Da
die Kläger als Individuen keine für
Schulzwecke gebrauchten Gebäude in
Besitz hätten, sei' die Angabe, daß sie

durch das SimanGesetz in ihren
Eigentumsrechten beschränkt wären.)

. .r ' ' ( - rr s. 3 ruzu A

ijinjuuig. jba vus u)iuu iuiucc cuic
Strafe für die Eltern, die einen

frcmdspracklichen Unterricht veran-

laßten, noch für die 5ttnder. die sich

an einem solchen beteiligen, ins Auge
gefaßt habe, könne von einem Ein-

griff in persönliche Rechte nicht die

Rede sein. Die Neigung der Eingc-wanderte- n,

die Sprache ihrer Hciinat
in Amerika weiter zu gebrauchen
und auf ihre Kinder zu vererben,
führe dazu, daß öie Sympathien
der letzteren mehr dem Auslande als
t:n Vereinigten Staaten zugewandt
seien.' Er sage dies, ohne irgendwie
den Patriotismus der Bürger ausl-

ändischer Herkunft in Zweifel ziehen
zu wollen.-Di- e englische Sprache fei
die Sprache des Verkehrs und vor
allem die des RechtswescnS. und der
Staaat habe die. Pflicht, daraus zu
sehen, daß alle feine Bürger we-

nigstens so viel, davon verständen,
daß sie sich im politischen wie im
rechtlichen Leben zurccht finden könn
ten. Zu diesem allein .sei das in
Frage stehende Gesetz erlassen wor-

den. Ein Angriff auf ' dasselbe sei

eine Beleidigung des Systems öf
fentlicher Schulen in Nebraska und,
wenn der Gerichtshof das Gesetz'
verwerfe, würde er wieder den Zu!
ständen Tür und Tor offnen, wo

jeder Schulvorstand, der eine Stim-
menmehrheit von Frcmdgeborcncn
umfasse, eine fremde Sprache als
Untcrrichtsgegenstand auf den Lehr,
plan der , öffentlichen Schulen fetzen
könne. ....

Die Nachmittagssitzung
'

eröffnete
eine fulminante Rede des Gesetzg-
ebers A. H. Vyrum von Vlomington,
der. als einer der intellektuellen Ur-Heb- er

der in der'Lcgislawr ausge-
heckten Ausnalimegcsetze,, der etwas

'
schwächlichen Stellung des Staats-anwalt- s

durch eine Klarlegung der
sonst patriotischen als auch landes.
väterlich weisen Absichten der Solöns
und Lykurgs von Nebraska, welche

sie zur Formulienmg ' ihrer ,,ame
rikanisch-aufBefehl- " Gesetze inspi-

riert hätten, zur Hülfe kommen soll
te. Er machte den hohen Gerichtshof
darauf aufmerksam, daß cr, trotzdem
er seiner Tätigkeit wegen manche
herbe Lkritik habe, über sich ergchen
lassen müssen, keinerlei Apologie
vorzubringen habe. Diese ' Gesin
nungstüchtigkeit ist ehrenhaft; bedau-

erlich ist nur, daß 'sie bei Herrn
Byrum nicht mit gleicher 'Sachlich-
keit gepaart ist. ' Dein Obergericht
des Staates Sebraska die Verhält
nisse in den kirchlichen Privatschulen
so hinzustellen, als ob - diese ihre
Schüler nur eine fremde Sprache
lehrten und dadurch, daß diese in
Unkenntnis der Landessprache heran.
wüchsen, nicht befähigt würden, ihre!
Bürgerpflichten zu . erfüllen, zeugt
entweder von erstaunlicher Unwissen-

heit des Mannes, von einer Sache,
die cr gesetzlich zu regulieren sich be-

müht, oder von einer hochgradigen
Unverfrorenheit, den obersten Gc.
richtshof eines Staates von zwei
Millionen Äenschen derartig anzu
ulken. ES dürfte Herrn Byrum
schwer fallen, einen Sckiilcr zu fin-

den, der nach Absolvierung der
kirchlichen Privatschulen nicht inv
stände ist. die Unabhangigkeitscr-llärun- g

oder die Gettyöburger Rede

Lincolns .auf englisch zu lesen oder

zu verstehen. Herr Byrum wollte

' KansaS City, Mo., 13. Nov.
Auf der hier stattfindenden halbjähr,
lichm Versammlung der Midwcst

Ncwspaper Advcrtising Managers
Association" wurde beschlossen,, den

Anzcigcnraum in den Zeitungen zu
beschränken, ' die Anzeigcratcn ober

zu erhöhen. Diese Maßnahme ist auf
den immer drohender werdenden Pa
picrmangel zurückzuführen. H. E.
Dreier von Oklahoma, Präsident der

Association, sagte, daß die Papier
iniihlen keine Jahrcökontrakte mehr
abschließen wollen? auch machen Zci

jungen Anzeigcnkontrakte nur noch

auf drei Monate. Zu der Association
gehören- - die Staaten Missouri, Kan
saö, Iowa, Nebraska, Oklahoma und
Teras.

New Orleans, La.. 18. Nov. Die

hiesigen Tageblätter haben den

Abonnementspreis von 15 Cents auf
20 Cents erhöht; einzelne auf der

Straße verkaufte Exemplare kosten
3 Cents. . .' ' :

und ihre Schüler sei. Die Regulie
rung der Schulen hänge nicht von
momentanem Volksgefühl, sondern
von den Rechten, welche die Verfas
sung gewähre, ab? die Rhetorik ame
rikanischcr. Demagogen solle den

nicht beeinflussen. Wenn
seine Klienten, die dänischen Luthe- -

V Kl- - Oll. ffi V- -

. ...5 ri on f

jungen Mädchen den Versuchungen
der Tanzhallen auszusetzen. Der
Staat habe kein Recht, einen Lehrer
dadurch zur Untätigkeit in den Fe
rien zu verdammen, daß er ihn we-

gen seiner .Befähigung in einer
sfreniden Sprache zu unterrichten.

zum Verbrecher stempele. .

Mit welcher Vcrständnislosigkeit
Jung-Nebrask- a dem Versuch ; einer

Entrechtung von Tausenden der .be
sten Bürger des Staates 'gegenüber
steht, und zugleich auf welcher gei
stigcn Stufe der Amerikanismus. ei

ncs Teils der American Le

gion" steht, geht aus cincnt Zuruf
hervor, den ein gewiss .' Leon Aldeo
man an den Hülfsstaatsanwalt x'xiy
tetc als dieser nach seiner Rede den
Gerichts aal verließ: Tausend Sol
daten von Lincoln stehen hinter Jh
nen. Ich war über See und weiß,
was die deutsche Sprachpropaganda
bedeutet." rief der Patriot, der aller
dings feine. Vaterlandsliebe dadurch

genügsam 'betätigt hat, daß er zu
einer Zeit, als die Vcr.' Staaten noch

absolut neutral zu sein behaupteten,
zwei, Jahre vorher, el sie in den

i. 'Mrj f:i:rjtncg neuen, iuiiie iitniuu
lig der englischen Rcgicrung zur
Verfügung stellte.

Sieben Personen bei
Kollision getötet

Busfalo. N. 18. Nov. Sie
ben Personen wurden heute getötet,
als ein ' Eisenbahnzug auf einer
Bahnkreuzung in ein Automobil bin
einfuhr. Sieben der Getöteten wa
ren Krankenpflegerinnen.

ZZUnf entsprungene
Sträflinge dingfest

Siour City, Iowa, 18. Nov.
Fünf Banditen, welche fich letzten

Freitag aus dem County-Gefängn- is

zu LeMars. Iowa, befreiten, sind
wieder eingcfangcn worden. Drei
von ihnen wurden in Sioux Center
und zwei andere bei Maurice ding
fest gemacht. Fünfzig, Automobil?
mit bewaffneten Farmern verfolg-
ten das Auto, in welchem sich Be
amte mit den eingefangenen Van
diten Smith' und Barrington besän
den. jedoch gelang es, fie hinter die
sicheren Mauern des Woodbury
County.GefängnisseS zu bringen.

Scheioemann hat
Befürchtungen

Kopenhagen. 18. Nov. Der srü
bete deutsche Kanzler unter dem

Präsidenten Ebcrt schreibt im Organ
der ' Sozialistcn Vorwärts", daß
sich seiner Meinung Nach Deutschland
in Händen der Reaktionären befinde.

Die ganze Armee", so sagt er.
scheint den Reaktionären zur Vcr

sügung zu stehen. Pfllcht der Arbei.
terklasse ist es, eng zu sein." . .

!

Washington. 18. Nov. In den

Wandclgängcn des Kapitals werden

Anstrengungen gemacht, einen Kam
vromik über den Friedensvertraa
herzustellen. .Administrationsführer,
welche den Lodge Einwanden oppo

nieren, versuchen, mit den Befürwor
tern fogenanntcr milder Einwände"
einen Vergleich anzubahnen. Führer
der Republikaner behaupten, daß der

Drohung deS Präsidenten Wilson,
den Vertrag zu den Akten legen zu
wollen, falls die Lodge Einwände

angenommen werden sollten, wenig
Gehör geschenkt wird. Auch mehrere

Esch-vorla- ge im
tzause angenommen

finanzielle Garautie und größerer
Einfluß der HadelsKommission

werden gestchttt.

Washington. D. C., 18. Nov.-- -

Die Esch-Vorla- zur Regulierung
der Eisenbahnen ist im Repräsen
tantenhause mit 203 gegen 159
Stimmen angenommen worden. Sie
wird im Senat nicht bis zur nächsten

regelmäßigen Sitzung desselben im
Dezember zur Verhandlung kommen.
Diese Vorlage giebt die Bahnen dem

Privatbetrieb zurück, sichert dem-

selben die nötigen Geldmittel zur

erfolgreichen Operation für - die

nächste Zeit nach der Uebergabe, und

errichtet eine Körperschaft zur Er
ledignng von ' Streitfragen zwischen

Kapital und Arbeit und dehnt die

Aufficht der Bundesbehorden durch

eine vctgrößerte Machtbefugnis ;,. bet
zwischenstaatlichen HandelsÄommis
fion aus. . Die Demokraten widers-

etzten sich den Maßregeln zur. Ga
rantie eines bestimmten ..Betriebs
kapital und der v Regulierung der
Arbeiterdcrhältnisse aus dem Grun
de, daß die Vorlage die Entscheidung
zu viel in die Hände der Arbeiter-Verbänd- e

lege. Ihre Opppfition
wurde mit 200 gegen 166 Stimmen
niedergestimmt.

Prohibitionsgesetz
ausrecht erhalten

Chicago. 18. Nov. Bundesrichter
George A. Carpenter hat gestern ein

Gutachten abgegeben, laut welchem
das Kriegsprohibitions. und Natio
nalprohibitionsgesetz sür konstitutio
ncll erklärt werden. Der Richter er

klärte, daß Bundesrichter Louis Fitz.

Henry von Peoria, Jll., den er zu!

Rate gezogen, mit ihm gleicher Mei!
nun sei. Bis dato haben sieben

Bundesrichter, welchen Prohibitions
sälle .zur EntMidung unterbreitet
uirn-iv- erklärt, dak beide Probibi- -

tionsgesetze verfassungsmäßig sind;
zwei haben cm gegenteiliges mt--

achten abgegeben.

Regierung wird bei
Mexiko vorstellig

Washington. 17. Nov. Das
Staatsdepartement meldete heute,
daß die Regierung zwecks Be

freiung des gefangen gehaltenen
amerikanischen Konsuls Jcnkins bei
der mexikanischen Regierung vorfiel

lig geworden ist.

Milchkonsnmrntcn streiken.

Washington, 17. Nov. Ueber
l00.000 Zltilchkonsumentcn haben
beschlossen, sich während der ersten

drei Tage in der Woche des Genuss's
von Milch zu enthalten, bis die V.'r
käufer den Preis der Milch herab
setzen.

Einbrecher erbeuten $8,000.
Chicago, Jll.. 18. Nov. Sieben

Banditen überfielen letzte Nacht drei
Wachter in der Office der Standard
Oil Company of Jndiana. sprengten
den großen Geldschrank, zerstörten
einen kleineren zum Teil und entka-

men mit $8,000 Bargeld. Fn dem

kleineren Geldschrank befanden sich

Liberty Vonds im Betrage von

$10,000 und $5,000 Bargeld.. Die
Banditen vermochten denselben nicht

'

beizukommen. ,

, f V j W f WMVVlitUlIfVi , Vlls
seiner Kinder eine

.
MnMnzu n thafen v

ilUUk, 11 VWUl liUlUUI UC"

stehen, dafz jedem Kinde ein gewisser
Unterricht erteilt werde. Die Privat-schule- n

genügten . diesen Ansprüchen,
wie beispielsweise durch die Zu
lassung' ihrer Schüler des 8. Gra-
des in die Hochschulen ohne eine

Prüfung bezeuge.. Der Staat habe
keine Macht, die Eltern daran zu ver-

hindern, außer den staatlich vorgc
schrieben! Unterrichts.Gegcnständen
andere Fache? studieren zu lassen.
Die öffentlichen ' Schulen lehrten
keine Religion: dafür seien die
Privatschulen da. Daß in Massa
chusetts 8.000 Kinder weder die zehn
Gebote noch das Vaterunser wußten,
beweise, daß die" häusliche Unter
Weisung und die Sonntagsschulo nicht
ausreichten. Auf - die Frage des
Richters Aldrich, ob nicht das Ge
setz hauptsächlich gegen deutsche Pro
paganda gerichtet gewesen sei, ant
wartete Müllen, dies sei ihm unbe
kannt; aber das Gesetz schaffe die
deutsche Propaganda nicht ab. ' Es
verwechfle einfach ein Propagations
Mittel . mit der Propaganda selbst.

Es betreffe dreißig verschiedene
Sprachen im Staate, und cr sehe

nicht ein, warum 29 geknebelt wer-

den sollten um Propaganda in einer
Sprache zu unterdrücken.

Im übrigen habe der Staat kein

Monopol auf den - Unterricht., Er
rechnete alle großen UnterrichtsÄn
stalten auf. die von Privatseite ge
gründet und erhalten wurden. Dies
Gesetz sei eine Verletzung der Konsti
tution. die mit dem billigen Mantel
eines sogenannten Patriotismus be-

schönigt werden solle. . Jeder Tyrann
seit Nero's Tagen habe seine Taten
dadurch in ein' 'besseres .Licht zu
stellen versucht, daß cr ihnen einen

gutm ' Beweggrund unterschoben
habe. -

.

J7T. Vetava von Omaha sphach
namens einer böhmischen Gcnicindc,
welche ihren böhmischen Unterricht an
schulfreien Tagen erteilen läßt. Er
nahm die Möglichkeit an, daß der
Gerichtshof entscheiden . könne, daß
das Simangesetz zwar dem Buchst,
ben dcrVerfassung zuwiderlaufe, aber
den Geist derselben und den Geist
deS amerikanischen Ideals erfülle,
und daher bestehen bleiben müsse.

In diesem Falle würden derartige
Gesetze schon längst erlassen sein. In
130 Jahren habe kein amerikanisches
Bundes oder Staatsgesetz eine der-arti- ge

Vergewaltigung privater Rech,
te versucht. ,

Das frühere Mitglied des Ober
gcrichts, I. I. Sullivan. bekämpfte
daS Gesetz als dem Geist der Ver-

fassung zuwiderlaufend. Der Staat
solle alle Uiüerrichtsmittcl begünstig
gcn. Eineö derselben seien fremde

Sprachen. Eine Sprache an sich sei

nicht verderblich, eine Schule in der
eine freinde Sprache gelehrt würde,
sei unschädlich. Solange sie das leiste.
waZ der Staat verlange, sei es nicht
Sache des Staates zu entscheiden.
was außerdeni. aÄ füz die. Schulen

Stufe mit dem Englischen gestellt
worden. Sei es für die Wohlfahrt
Ilebraskas notwendig, den Kindern
der. Einwanderer die Erlernung
ihrer Muttersprache zu untersagen,
sa müsse die Bundesregierung den
Gebrauch des Spanischen für unsere
insularen Besitzungen abschaffen und
doch ermutige die Bundesregierung
das Studium der spanischen Spra
che. Allgemeinere Kenntnis - der
deutschen Sprache begünstige nicht
die deutsche Propaganda, sondern ge
währe Schutz dagegen. Frankreichs
Regierung fordere augenblicklich
zum Studium des Deutschen auf,
nicht um der deutschen Sache-z- u die.

nen, sondern um. Frankreich zu
nützen. DaS SimanGesetz verbiete
die Aneignung eines nützlichen Wif.
senZzweiges gerade für die Zeit der

Kindheit, die dem Lernen am gün
stigsten sei, und da die Mehrzahl
der Schüler die 9. Klasse nicht errei

chen verwehren sie der Majorität
überhaupt die Möglichkeit, sich da
mit zu beschäftigen. Die Legislatur
sei berechtigt, daZ Erlernen der eng
lischen Sprache zu soroern; wo oies
geschehe, sei ein Gesetz wie das vor

liegende eine ' unverständige Er
ziehungsmafzregel; der Staat habe
die Pflicht, die Bildung zu fördern,
nicht das Recht, sie zu hindern. Er
habe nicht das Recht, die Bestimmung
der Verfassung, welche freie Aus

Übung
. .

und
,

auch freies
!!- -. ...

Lehren
t.ti.

der

Nengwn gewannen.:, zu juqajcuii
ken. UebrigenS betrachteten die ctla

ger den fremdsprachlichen Unterricht
nur als einen unentbehrlichen Not
behelf zum Erlernen der englifchn,

Sprache,' so lange dem Schüler hie
erstere die geläufigere wäre. In den

höheren Klassen falle, sie von selbst

fort. Es sei die Absicht der Kirchen-geineinschaftc- n,

den Gebrauch frem-

der Sprachen für den Religionsunt-
erricht abzuschaffen, sobald die Ein.
wanderungSverhältnisse

' dieS .

zehn Prozent der lutherischen
Gemeinden habe dieS bereits getan.

'

Solange aber vom unterrichtlichen

Standpunk! au3, der Gebrauch einer
fremden Sprache für die Unterwei
sung in Religion und Moraal die be.

sten Restiltate erziele, habe die
nicht mehr Recht, denselbeit

zu verbieten, als er berechtigt sei.

Geschichts. oder Mathematikunterricht
zu verbieten. '

Hülfsanwalt Ayrs führte in sei-e- r

Verteidigung des Gesetzes aus,
daß die Kläger, indem sie in ihren
Privatschulen die Erlernung des

Englischen wenn auch durch das
Medium einer fremden Sprache, an.
strebten. daS Recht oes Staates zur
Zwangseinführung der englischen
Sprache und damit das Wün
schenöwerte eines öghinziclenden G
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hil)t hätte auch die Legislatur nicht

; rkannt, denn das Siman.Gcsctz
sverbicte nicht das Lehren der frem
ihcn Sprachen an sich, fondern nur in

jParodjial und Privatschulen. Der
'Lrivatimterricht sei nach wie vor

z'rei. Er mache darauf aufmerksam,
dasz die Amerikanisierung des Ein
gewanderten nicht durch Polizeimas;

Iregclung seitens des Staates besör
?erfc werde,' daß Liebe irnd Respekt

l.m unsern: Lande nicht durch Aus
Nmhmegesetze erwirkt würden; daß
fSprachverbots stets den entgegenge

setztesten Erfolg gehabt hätten, und
das; die Du sollst und du sollst

nickt" Gesetzgebung dem der Polizei,
dorinundima euroväilckier Länder

entnommenen Einnxinderer nur die

Ueberzeugung beibringen wurde,
rinen willlürlichen Herrn mit einem
'a,',dcren desselben Schlages vcr
tausck't tu babcn. Ein solches Gesetz

überschrciee die Poüzcigewalt des
Staates: dicke sei keine von einem

magischen Nimbus umgebene Macht
des Staates, die seiner Gcsetzge

vung eine AutoriZat verleihe, die M)t

an und für sich nicht mnewohne. Die.i on.:-..- : -- jr.i riio .,c. i,iPvilZ.IIIItlUIi l'HIL SilIUll.lS IUUJI

f weiter, als das ihm durch die V.'r
fassung verliehene liitd beschränkte
Recht der Gesetzgebung.' . i'cj r: ss,,s!

ft"IC UlIUIl, lUtl

, glaube, durch Ausnahmegesetze der
4 1 Amerikanisimmg gedient sei. Die

meisten Eingcwandertcn seien, soweit

Für Omaha und Umgegend :Schön
heute abend und Mittwoch' etwas
wärcm Mittwoch.

Für Nebraska: Schön heute abend
und Mitüvoch. Wärmer heute abend
iin östlichen und zentralen Teil om
Mittwock.

Für Iowa: Schön hellte abend
und Mittwoch: etivas wärem im
westlichen und zevtralen Teil ein
Mittwoch.' '

.

sie durch den !ttus der amerikanischen
Ircilieit zur Einwanderung bewogen
würden, im Herzen gute Bürger,
cbe sie landeten. Ihnen den Glauben
an diese Freiheit durch ein Gesetz

gegen die ihnen 'ehrwürdige Sprache

- VV'pf , s '
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